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Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. 
  

Forderungen zur Abgeordnetenhauswahl Berlin 2026 

  

Hintergrundpapier:  Jugendhilfeeinrichtungen als Schutzräume vor rassistischer 
Polizeigewalt stärken 

  

 
Über den Arbeitskreis: 
 
Der Arbeitskreis Junge Geflüchtete des Flüchtlingsrats Berlin e.V. trifft sich monatlich und berät 
sich über alltägliche Hürden und Probleme von unbegleiteten und begleiteten minderjährigen 
Geflüchteten in Berlin, tauscht sich über Lösungsansätze aus und entwickelt gemeinsam 
Forderungen an die Politik zur strukturellen Verbesserung der Situation geflüchteter Kinder und 
Jugendlicher. Im Arbeitskreis vertreten sind neben der Geschäftsstelle des Flüchtlingsrats auch 
Vertreter*innen und Mitarbeiter*innen des BBZ – Beratungs- und Betreuungszentrums für junge 
Geflüchtete und Migrant*innen, des Berliner Netzwerks für besonders schutzbedürftige 
geflüchtete Menschen (BNS), des Landesausschusses für Migration, Diversität und 
Antidiskriminierung (LAMA) der GEW Berlin, von Jugendlichen ohne Grenzen, von XENION – 
Psychosoziale Hilfen für politisch Verfolgte e.V. sowie von verschiedenen Jugendhilfe- und 
Bildungsträger*innen, ehemaligen und praktizierenden Lehrkräften von Willkommensklassen, 
ehemaligen Vormund*innen und engagierten Einzelpersonen, die jeweils ihre eigene Expertise in 
die Forderungen eingebracht haben. 

  

Kernforderung 

Das Land Berlin muss sicherstellen, dass Jugendhilfeeinrichtungen Schutzräume 
für unbegleitete minderjährige und junge volljährige Geflüchtete bleiben. 
Polizeiliche Maßnahmen in Jugendhilfeeinrichtungen dürfen nur unter strikter 
Wahrung der Kinder- und Jugendrechte sowie des 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatzes erfolgen. Das Land Berlin muss verbindliche 
Standards für Polizeieinsätze in Jugendhilfeeinrichtungen schaffen, rassistische 
Diskriminierung und Racial Profiling wirksam bekämpfen sowie den Schutz 
traumatisierter junger Menschen durch deeskalierende Einsatzkonzepte und 
verpflichtende Fortbildungen für Polizeibeamt*innen gewährleisten. 
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Ausgangslage 

Jugendhilfeeinrichtungen erfüllen für unbegleitete minderjährige sowie junge 
volljährige Geflüchtete einen besonderen Schutz- und Erziehungsauftrag nach dem 
SGB VIII. Sie sind darauf ausgerichtet, jungen Menschen nach Flucht- und 
Gewalterfahrungen einen sicheren Lebensort sowie die notwendige pädagogische 
und psychosoziale Unterstützung zu bieten. Polizeiliche Maßnahmen innerhalb 
dieser Einrichtungen müssen diesem besonderen Schutzauftrag Rechnung tragen 
und dürfen das Kindeswohl sowie die Rechte der jungen Menschen nicht 
gefährden. 

 

Warum geraten die Schutzrechte junger Geflüchteter in Jugendhilfeeinrichtungen 
unter Druck? 

Regelmäßig werden dem Flüchtlingsrat Berlin, Jugendhilfeträgern und anderen 
Fachberatungsstellen Vorfälle unverhältnismäßiger und rassistischer Polizeigewalt 
in Jugendhilfeeinrichtungen gemeldet. Nach Angaben der Beratungsstelle reach 
out nehmen entsprechende Meldungen seit 2015 zu. Auch im Jahr 2025 suchten 
erneut Sozialarbeitende und betroffene Jugendliche Unterstützung aufgrund von 
Polizeieinsätzen in Jugendhilfeeinrichtungen.  

In vielen Fällen dringt die Berliner Polizei in Wohngemeinschaften stationärer 
Jugendhilfeeinrichtungen ein, ohne dass eine betreuende Person anwesend ist. 
Jugendliche werden teilweise gefesselt und/oder verletzt, Räume werden 
durchsucht und persönliche Gegenstände beschädigt. Wiederholt berichten 
Betroffene zudem von fehlender Belehrung, fehlender Sprachmittlung sowie der 
Nichtbeteiligung von Vormund*innen oder pädagogischen Fachkräften. Solche 
Einsätze führen häufig zu (Re-)Traumatisierungen und machen monatelange 
psychosoziale Stabilisierung und Vertrauensarbeit der Jugendhilfe zunichte.  

 

Exemplarischer Fall aus Berlin  

Die folgenden Ereignisse, dokumentiert von der Berliner Beratungsstelle reach out, 
verdeutlichen exemplarisch die Auswirkungen polizeilicher Einsätze in 
Jugendhilfeeinrichtungen: Nachdem ein Nachbar der Polizei gemeldet hatte, aus 
der Wohngemeinschaft einer stationären Jugendhilfeeinrichtung Schüsse gehört zu 
haben, drangen mehrere Polizeibeamtinnen gewaltsam in die Wohnung ein. Ein 
Jugendlicher wurde nackt aus der Dusche gezerrt, über Stunden unbekleidet mit 
Handschellen fixiert und nach seinen Angaben geschlagen und erniedrigt. 
Sozialarbeitende erhielten zunächst keinen Zugang zu ihm, eine Sprachmittlung 
fand nicht statt und der Jugendliche wurde nicht über seine Rechte informiert. 
Zudem wurde sein Zimmer verwüstet. Im Nachgang stellte sich heraus, dass bei 
dem Einsatz weder Schusswaffen noch andere Waffen gefunden wurden. Der 
Jugendliche erstattete Strafanzeige gegen die beteiligten Polizeibeamtinnen. Nach 
Angaben von reach out steht dieser Einsatz exemplarisch für zahlreiche 
dokumentierte Fälle, in denen Polizeieinsätze in Jugendhilfeeinrichtungen mit 
rassistischen Zuschreibungen, unverhältnismäßiger Gewalt sowie der Missachtung 

https://www.reachoutberlin.de/de/Aktuelles/Ver%C3%B6ffentlichungen/Pressemitteilung/Pressemitteilung%20zu%20den%20Angriffen%20in%20Berlin%202025/
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der besonderen Schutzrechte junger Geflüchteter einhergingen. Er verdeutlicht 
den dringenden Handlungsbedarf, Jugendhilfeeinrichtungen als Schutzräume auch 
gegenüber polizeilichem Handeln wirksam zu sichern. 

 

Welche Verantwortung trägt das Land Berlin? 

Jugendhilfeeinrichtungen unterscheiden sich grundlegend von 
Gemeinschaftsunterkünften. Sie sind pädagogische Schutzräume, in denen das 
Kindeswohl und die Entwicklung junger Menschen im Mittelpunkt stehen. 
Polizeiliche Maßnahmen müssen diesem besonderen Schutzauftrag Rechnung 
tragen. Diskriminierungs- und Gewalterfahrungen im Wohnraum junger Menschen 
können eine Kindeswohlgefährdung darstellen und gefährden die psychische und 
physische Gesundheit der Betroffenen erheblich.  

Jugendhilfeeinrichtungen dürfen für junge Geflüchtete nicht zu Orten werden, an 
denen sie erneut staatliche Gewalt, rassistische Diskriminierung oder 
Traumatisierungen erleben. Der Schutzauftrag der Kinder- und Jugendhilfe muss 
auch gegenüber polizeilichem Handeln uneingeschränkt gewährleistet werden. 

 

Hieraus erfolgt Handlungsbedarf 

Um Jugendhilfeeinrichtungen als Schutzräume wirksam zu erhalten, muss das Land 
Berlin verbindliche Standards für Polizeieinsätze in Einrichtungen der Kinder- und 
Jugendhilfe schaffen. Hierzu gehören insbesondere: 

• Jugendhilfeeinrichtungen dürfen von der Polizei nur im absoluten Notfall 
und grundsätzlich nur in Anwesenheit einer betreuenden Person betreten 
werden. Durchsuchungen dürfen ausschließlich mit einem 
Durchsuchungsbeschluss und in Anwesenheit einer betreuenden Person 
erfolgen. 

• Bei geplanten polizeilichen Maßnahmen ist der jeweilige Jugendhilfeträger 
im Vorfeld zu informieren, da diesem das Hausrecht obliegt. 

• Die Senatsverwaltung für Jugend und die Innenverwaltung müssen 
verbindliche und klar definierte Absprachen treffen, in welchen Fällen ein 
Betreten von Jugendhilfeeinrichtungen durch die Polizei zulässig ist (unter 
der Voraussetzung der Anwesenheit einer betreuenden Person). 

• Während der Nachtzeit (22:00 bis 6:00 Uhr) sollen Polizeieinsätze in 
Jugendhilfeeinrichtungen grundsätzlich unterbleiben. 

• Polizeiliches Handeln muss einem deeskalierenden Ansatz folgen. Gewalt 
sowie verbale oder körperliche Einschüchterungen gegenüber den 
Jugendlichen dürfen keinen Platz haben. 

• Beamt*innen der Berliner Polizei müssen verpflichtend im Umgang mit 
traumatisierten und besonders schutzbedürftigen jungen geflüchteten 
Menschen geschult werden. 
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• Das Instrument der „kriminalitätsbelasteten Orte“ (KBO) ist abzuschaffen, da 
es Racial Profiling begünstigt. 

• Racial Profiling ist grundsätzlich rechtswidrig. Auch an als KBOs markierten 
Orten wie etwa dem Alexanderplatz oder dem Hermannplatz dürfen junge 
Geflüchtete nicht anlasslos kontrolliert werden. 

• Auch bei Vorladungen, die sich aus Kontrollen außerhalb der 
Jugendhilfeeinrichtung ergeben, sind zwingend die jeweiligen 
Jugendhilfeeinrichtungen und die Vormund*innen einzubeziehen. 

 

 


